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Gesetz zur Neuregelung der hüttenknappschaftlichen 
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(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Arbeit und 

Sozialordnung) 


A. Problem 

Bei der Angleichung des Sozialversicherungsrechts im Saarland 
an das im übrigen Bundesgebiet geltende Recht wurde die hüt- 
tenknappschaftliche Pensionsversicherung ausgelassen, weil es 
sich um eine nur im Saarland bestehende zusätzliche Renten- 
versicherung auf öffentlich-rechtlicher Grundlage handelt. Diese 
Versicherung soll neu geordnet und in Richtung auf eine über- 
betriebliche Zusatzversicherung weiterentwickelt und verbes- 
sert werden. 


B. Lösung 

Der Entwurf geht davon aus, daß die bisherige Grundlage, die 
gesetzliche Pflichtversicherung und die Verbindung mit der 
Landesversicherungsanstalt für das Saarland, übernommen 
wird. Das Rentenrecht und die Finanzierung werden den ^eit 
der Rentenreform eingetretenen Änderungen angeglichen. 

Die Zusatzrenten werden mit Wirkung vom 1. Januar 1971 um 
10 V. H. erhöht. Sie können im Hinblick auf die wachsenden 
Löhne und Gehälter sowie die wachsenden Sicherungsansprüche 
alle zwei Jahre daraufhin überprüft werden, ob und in welcher 
Höhe eine weitere Anpassung erforderlich ist. 

Erleichterung der Übernahme der Arbeitnehmer (und der 
Werkspensionäre) von Unternehmen, bei denen eine Werks- 
pensionskasse oder eine betriebliche Versorgungseinrichtung 
anderer Art besteht. 

Einstimmiger Ausschußbeschluß 
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C. Alternativen 

Änderungsvorschläge des Bundesrates (Anlage 2 der Druck- 
sache VI/1980), von denen der zu § 2 betreffend Herabsetzung 
der Wartezeit für die freiwillige Versicherung übernommen 
wurde. 


D. Kosten 

Durch den Gesetzentwurf entstehende Mehrausgaben sind von 
der hüttenknappschaftlichen Zusatzversicherung zu tragen. 

Der Bundeszuschuß wird auf den in der mittelfristigen Finanz- 
planung des Bundes festgelegten Betrag von jährlich 6 Mil- 
lionen DM festgesetzt. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Neuregelung der hüttenknappschaftlidien 
Pensionsversicherung im Saarland 
(Hüttenknappschaftliches Zusatzversicherungs-Gesetz — HZvG) 

— Drucksache Vl/1980 — 


A. Bericht des Abgeordneten Urbaniak 


Der Gesetzentwurf wurde in der 109. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 24. März 1971 feder- 
führend an den Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung sowie mitberatend an den Ausschuß für 
Wirtschaft und an den Haushaltsausschuß über- 
wiesen. Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Gesetz- 
entwurf in seiner Sitzung am 30. September 1971 
beraten und der Fassung der Regierungsvorlage zu- 
gestimmt. Der Haushaltsausschuß hat die Vorlage 
einschließlich der Änderungsvorschläge des Aus- 
schusses für Arbeit und Sozialordnung in seiner 
Sitzung am 2. Dezember 1971 behandelt und Ein- 
wendungen nicht erhoben. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
sich bei der Beratung am 1. Dezember 1971 dafür 
ausgesprochen, die Regierungsvorlage — Druck- 
sache VI/1980 — zu übernehmen und folgende Ände- 
rungen beschlossen: 

1. Änderung des § 2 entsprechend dem Vorschlag 
des Bundesrates; 

2. Änderung des § 20 Abs. 2 bis 4 als Folge der 
Einfügung eines neuen § 20 a; 

3. Einfügung eines neuen § 20 a mit dem Ziel, die 
Übernahme der Arbeitnehmer (und der Werks- 
pensionäre) von Unternehmen zu erleichtern, bei 
denen eine Werkspensionskasse oder eine be- 
triebliche Versorgungseinrichtung anderer Art 
besteht. 


Der Entwurf sieht eine Neugestaltung der hütten- 
knappschaftlichen Zusatzversicherung im Saarland 
unter gleichzeitiger Wahrung ihres Charakters als 
öffentlich-rechtliche Einrichtung vor. Sie wahrt da- 
mit einen über hundert Jahre alten Besitzstand für 
die Arbeitnehmer der saarländischen Stahlindustrie 
und entwickelt diesen in der Richtung einer Anpas- 
sung an die modernen Grundsätze der allgemeinen 
Rentenversicherung weiter. Es wird die Möglichkeit 
geschaffen, die Zusatzrenten den wachsenden Löhnen 
und Gehältern, wie in der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung für zugehende und für laufende Zusatz- 
renten, anzupassen. Die laufenden Renten werden 
in regelmäßigem Abstand von zwei Jahren darauf- 
hin überprüft, ob und in welchem Ausmaß ihre Er- 
höhung unter Berücksichtigung der langfristigen 
Finanzlage der hüttenknappschaftlichen Zusatzver- 
sicherung angebracht ist. 

Die laufenden Zusatzrenten werden vom 1. Januar 
1971 an um 10 v. H. erhöht. 

Die Finanzierung der hüttenknappschaftlichen Zu- 
satzversicherung ist dem seit 1969 geltenden Finan- 
zierungsverfahren der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung nachgebildet worden; sie ist nach den Voraus- 
schätzungen für die nächsten 15 Jahre sichergestellt. 

Dementsprechend sieht der Entwurf eine Beibehal- 
tung des Bundeszuschusses vor, der entsprechend 
der mittelfristigen Finanzplanung auf jährlich 6 Mil- 
lionen DM erhöht worden ist. Zudem wird die Bun- 
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desgarantie wie in der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung übernommen. 

Bei den Beratungen des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung wurden folgende Probleme be- 
sonders behandelt: 

1. Herabsetzung der Wartezeit für die freiwillige 
Versicherung, 

2. Anpassung der Zusatzrenten an die wirtschaft- 
liche Entwicklung, 

3. Höhe des Bundeszuschusses, 

4. Erhöhung der laufenden Zusatzrenten, 

5. Übernahme der Arbeitnehmer (und der Werks- 
pensionäre) von Unternehmen, bei denen eine 
Werkspensionskasse oder eine betriebliche Ver- 
sorgungseinrichtung anderer Art besteht. 

Bei der Erörterung der Frage der Herabsetzung 
der Wartezeit für die freiwillige Versicherung folgte 
der Ausschuß dem Vorschlag des Bundesrates, die 
Wartezeit wie in der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung auf 60 Kalendermonate festzusetzen. 

In der Frage, ob die Zusatzrenten an die wirt- 
schaftliche Entwicklung angepaßt werden können 
oder sollen, schloß sich der Ausschuß der Auffassung 
der Bundesregierung an, wonach es in das Ermes- 
sen der Sozialpartner und der Bundesregierung ge- 
stellt bleiben soll, ob und wann die Zusatzrenten 
angepaßt werden. 

Ebenso konnte der Ausschuß der von dem Bundes- 
rat vorgeschlagenen Erhöhung des Bundeszuschusses 
nicht folgen, da durch die Übernahme einer Bun- 
desgarantie wie in der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung die finanzielle Sicherung der hüttenknapp- 
schaftlichen Zusatzversicherung für die Zukunft aus- 
reichend gewährleistet ist. 

Bei der im Entwurf vorgesehenen Erhöhung der 
laufenden Zusatzrenten vermochte der Ausschuß sich 
der Ansicht des Bundesrates ebenfalls nicht anzu- 
schließen. Die von der Bundesregierung durchge- 
führte Prüfung des Vorschlags des Bundesrates, die 
laufenden Zusatzrenten anstatt 10 v. H. um 25 v. H. 
zu erhöhen, hat ergeben, daß in diesem Fall das 
Rücklagesoll nach den Vorausschätzungen bereits 
1981 unterschritten würde und somit schon jetzt eine 
Erhöhung des Beitragssatzes oder eine Herabsetzung 
des Rücklagesolls erforderlich wäre. 


Der Ausschuß hatte über einen interfraktionellen 
Änderungsantrag zu beschließen, der zum Ziele hat, 
die Übernahme der Arbeitnehmer (und der Werks- 
pensionäre) von Unternehmen zu erleichtern, bei 
denen eine Werkspensionskasse oder eine betrieb- 
liche Versorgungseinrichtung anderer Art besteht. 

Bei Verhandlungen mit Vertretern eines großen 
saarländischen Unternehmens der Stahlindustrie we- 
gen der Übernahme der Arbeitnehmer und Werks- 
pensionäre in die hüttenknappschaftliche Zusatzver- 
sicherung hatte sich gezeigt, daß die in § 20 Abs. 2 
des Entwurfs enthaltene Forderung, das gesamte 
vorhandene Vermögen der Werkspensionskassen zu 
übertragen, diese Kassen und die Versicherten in 
Schwierigkeiten bringen kann, weil die hütten- 
knappschaftliche Zusatzversicherung u. a. die erwor- 
benen Anwartschaften nicht voll übernehmen kann; 
das zur Erfüllung dieser Verpflichtungen erforder- 
liche Kapital ist den Werkspensionskassen zu be- 
lassen. Der Ausschuß beschloß daher eine Regelung, 
welche die Übernahme der in Betracht kommenden 
Personen in die hüttenknappschaftliche Zusatzver- 
sicherung ermöglicht, eine Regelung, die auch für 
alle entsprechenden Fälle von Bedeutung ist. 

Anstelle des § 20 Abs. 2 des Entwurfs ist deshalb 
ein neuer § 20 a eingefügt worden. Er verlangt die 
Übertragung 

a) der vollen Kapitaldeckung für die zu überneh- 
menden Renten, 

b) der anteilmäßigen Kapitaldeckung für Anwart- 
schaften in dem Verhältnis wie die Anwartschaf- 
ten der hüttenknappschaftlichen Zusatzversiche- 
rung gedeckt sind. 

Bei der Berechnung der nach versicherungsmathema- 
tischen Grundsätzen zu berechnenden Kapital- 
deckung für die zu übernehmenden Leistungen und 
Anwartschaften ist davon auszugehen, daß der vom 
Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- und Bau- 
sparwesen allgemein angewandte Rechnungszinssatz 
maßgeblich ist (zur Zeit 3,5 v. H.). Dieser Grundsatz 
gilt auch für die übrigen in Anwendung des neuen 
§ 20 a Abs. 1 erforderlichen Berechnungen. 

Die Neufassung der §§20 und 20 a führt nicht zu 
einer zusätzlichen Belastung des Bundeshaushalts; 
auch werden Länder und Gemeinden dadurch mit 
Kosten nicht belastet. 


Bonn, den 2. Dezember 1971 


Urbaniak 

Berichterstatter 


2 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2884 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/IQSO — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 1. Dezember 1971 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Schellenberg Urbaniak 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Neuregelung der hüttenknappschaftlichen 
Pensionsversicherung im Saarland 

(Hüttenknappschaftliches Zusatzversicherungs-Gesetz — 

HZvG) 

— Drucksache VI/ 1980 — 

mi t den Beschlüssen des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung 

(10. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Neuregelung der hüttenknappschaftlichen Pen- 
sionsversicherung im Saarland (Hüttenknappschaft- 
liches Zusatzversicherungs-Gesetz — HZvG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 
Versicherte Personen 

§ 1 

(1) In der hüttenknappschaftlichen Zusatzver- 
sicherung werden die Arbeitnehmer in den Betrie- 
ben der Saarhütten und anderer Unternehmen der 
eisenerzeugenden, -verarbeitenden und. -weiterver- 
arbeitenden Industrie im Saarland (Betriebe der 
Eisen- und Metallgewinnung, der Eisen-, Stahl- und 
Metallwarenherstellung sowie Betriebe des Maschi- 
nen-, Kessel- und Apparatebaues und Betriebe der 
elektrotechnischen Industrie) versichert, bei denen 
Arbeiter am 1. Dezember 1970 in der hüttenknapp- 
schaftlichen Pensionsversicherung pflichtversichert 
waren; dies gilt nicht für Arbeitnehmer, die in der 
knapp schaftlichen Rentenversicherung pflichtver- 
sichert sind. 

(2) Auf Antrag werden in der hüttenknappschaft- 
lichen Zusatzversicherung die Arbeitnehmer in wei- 
teren Unternehmen im Saarland mit mehr als fünf 
Arbeitnehmern der eisenerzeugenden, -verarbeiten- 
den und -weiterverarbeitenden Industrie und in ent- 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Neuregelung der hüttenknappschaftlichen Pen- 
sionsversicherung im Saarland (Hüttenknappschaft- 
liches Zusatzversicherungs-Gesetz — HZvG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 
Versicherte Personen 

§ 1 

unverändert 
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Entwurf 

sprechenden sonstigen Gewerbebetrieben pflichtver- 
sichert, wenn sich zwei Drittel der Arbeitnehmer in 
freier und geheimer Abstimmung für die Aufnahme 
in die hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung 
ausgesprochen haben, über den Antrag entscheidet 
der Versicherungsträger. Den Antrag kann der Be- 
triebsrat oder der Arbeitgeber, bei Betrieben, in 
denen ein Betriebsrat nicht vorhanden ist, auch ein 
Arbeitnehmer stellen. Die Versicherung beginnt mit 
dem Ersten des Kalendermonats, der auf den Monat 
folgt, in dem der Versicherungsträger über den An- 
trag entschieden hat. Das Abstimmungsverfahren 
wird vom Versicherungsträger eingeleitet und durch- 
geführt. Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates das Nähere über 
den Nachweis der Stimmberechtigung, die Stimmab- 
gabe sowie die Ermittlung, Feststellung und Be- 
kanntgabe des Abstimmungsergebnisses zu bestim- 
men. 

(3) Stimmt der Arbeitgeber der Aufnahme der 
Arbeitnehmer in die hüttenknappschaftliche Zusatz- 
versicherung nach Absatz 2 nicht zu, kann er auch 
den sonst auf ihn entfallenden Beitragsanteil bei der 
Lohn- oder Gehaltszahlung von dem Barlohn oder 
dem Bargehalt der Versicherten abziehen. 

(4) Wechseln die in den Absätzen 1 und 2 ge- 
nannten Unternehmen oder einzelne Betriebe oder 
Betriebsteile den Inhaber oder ändert sich die 
Rechtsform oder der Gegenstand der Unternehmen, 
kann der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates bestimmen, daß die in den Absätzen 1 
oder 2 aufgeführten Arbeitnehmergruppen solcher 
Unternehmen, einzelner Betriebe oder Betriebsteile 
pflichtversichert bleiben. Dabei hat er die Alters- 
sicherung der betroffenen Arbeitnehmer nach dem 
Wechsel, die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der 
betroffenen Arbeitgeber und die Auswirkungen auf 
gleichgelagerte Fälle zu berücksichtigen. 

(5) §§ 1228 bis 1231 der Reichsversicherungsord- 
nung gelten entsprechend. 

(6) Die hüttenknappschaftliche Zusatzversiche- 
rung ist eine Versicherung im Sinne des § 5 des 
Arbeitsplatzschutzgesetzes und des § 7 des Unter- 
haltssicherungsgesetzes. 

§ 2 

Wer aus einer Beschäftigung ausscheidet, welche 
die Versicherungspflicht in der hüttenknappschaft- 
lichen Zusatzversicherung begründet, und während 
mindestens einhandertachtzig Kalendermonaten Bei- 
träge zu dieser Versicherung entrichtet hat, kann 
die Versicherung freiwillig fortsetzen, wenn er dies 
dem Versicherungsträger innerhalb von zwei Jahren 
nach dem Ausscheiden anzeigt. § 1233 Abs. 1 Satz 2 
und Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung gilt ent- 
sprechend. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 


§2 

Wer aus einer Beschäftigung ausscheidet, welche 
die Versicherungspflicht in der hüttenknappschaft- 
lichen Zusatzversicherung begründet, und während 
mindestens sechzig Kalendermonaten Beiträge zu 
dieser Versicherung entrichtet hat, kann die Ver- 
sicherung freiwillig fortsetzen, wenn er dies dem 
Versicherungsträger innerhalb von zwei Jahren nach 
dem Ausscheiden anzeigt. § 1233 Abs. 1 Satz 2 und 
Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung gilt entspre- 
chend. 
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ZWEITER ABSCHNITT 


ZWEITER ABSCHNITT 


Leistungen 


Leistungen 


§ 3 § 3 

(1) Die Leistungen aus der hüttenknappsdiaft- unverändert 

liehen Zusatzversidierung sind 

1. Zusatzrenten wegen Berufsunfähigkeit und we- 
gen Erreichens der Altersgrenze, 

2. Zusatzrenten an Hinterbliebene, 

3. Abfindungen von Witwen- und Witwerzusatz- 
renten, 

4. Beitragserstattung. 

(2) Die Leistungen nach Absatz 1 Nr. 1 bis 3 
werden nur zusätzlich zu vergleidibaren Leistungen 
aus der gesetzlichen Rentenversidierung gewährt. 

(3) Zusatzrenten werden nur gewährt, wenn 
außerdem eine Versicherungszeit von sechzig Kalen- 
dermonaten in der hüttenknappschaftlichen Zusatz- 
versicherung zurückgelegt ist (besondere Wartezeit). 

§§ 1249 und 1250 der Reidisversicherungsordnung 
gelten entsprechend. § 1251 Abs. 1 der Reidisver- 
sicherungsordnung gilt mit der Maßgabe, daß die 
dort genannten Zeiten als Ersatzzeiten für die Erfül- 
lung der besonderen Wartezeit nur angerechnet wer- 
den, wenn sie an Beitragszeiten unmittelbar an- 
schließen, die in der hüttenknappschaftlichen Zusatz- 
versicherung zurückgelegt sind. § 1252 der Reichs- 
versidierungsordnung gilt mit der Maßgabe, daß die 
besondere Wartezeit nur als erfüllt gilt, wenn sich 
der Arbeitsunfall während einer Beschäftigung er- 
eignet, die Versicherungspflicht in der hüttenknapp- 
schaftlidien Zusatzversicherung begründet. In den 
übrigen Fällen des § 1252 Nr. 1 der Reidisversidie- 
rungsordnung und in den Fällen des § 1252 Nr. 2 
bis 6 der Reichsversicherungsordnung gilt die beson- 
dere Wartezeit nur als erfüllt, wenn der Versicherte 
unmittelbar vor Eintritt des jeweiligen Ereignisses 
nach diesem Gesetz versichert war. 


§ 4 §4 

(1) Der Jahresbetrag der Zusatzrente des Ver- unverändert 

sicherten ist für jedes anrechnungsfähige Versiche- 
rungsjahr 0,45 vom Hundert der für den Versicher- 
ten maßgebenden Bemessungsgrundlage für Zusatz- 
renten, 

(2) § 1255 Abs. 1 und 2 der Reichsversicherungs- 
ordnung gilt entsprediend, § 1255 Abs. 3 Buchstabe b 
der Reichsversicherungsordnung gilt für Zeiten vom 
1. Januar 1971 an entsprechend. Für die Beredinun- 
gen nach diesem Absatz und nach den Absätzen 3 
und 4 finden die beiden letzten Sätze des § 1255 
Abs. 3 der Reichsversicherungsordnung Anwendung. 

(3) Für Zeiten bis zum 31. Dezember 1951, für 
die Beiträge entrichtet sind, und für Ersatzzeiten 
wird die Zahl der Monate mit dem Wert 5,62, bei 
halben Beiträgen mit dem Wert 2,81 vervielfältigt. 
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(4) Für Zeiten vom 1. Januar 1952 bis zum 31. De- 
zember 1970 ist der Betrag des Entgelts, soweit er 
der Beitragsbemessung zugrunde lag, mit dem Wert 
0,01949 zu vervielfältigen. Entgelte in französischen 
Franken sind im Verhältnis 100 : 1 in Deutsche 
Mark umzurechnen. 

(5) § 1255 Abs. 8 der Reichsversicherungsordnung 
gilt entsprechend. 


§ 5 

(1) Bei der Ermittlung der Anzahl der anrech- 
nungsfähigen Versidierungsjahre im Sinne des § 4 
Abs. 1 werden die auf die besondere Wartezeit an- 
zurechnenden Versicherungszeiten zusammengerech- 
net, soweit sie nicht auf dieselbe Zeit entfallen. 

(2) § 1258 Abs. 2 bis 5 der Reichsversicherungs- 
ordnung gilt entsprechend. 

§ 6 

(1) Die Bezüge des Versicherten aus der hütten- 
knappschaftlichen Zusatzversicherung dürfen zusam- 
men mit denen aus der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung die für den Versicherten maßgebende Renten- 
bemessungsgrundlage der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung nicht überschreiten. 

(2) Bei der Ermittlung des Höchstbetrages sind 
Leistungsanteile, die aus Steigerungsbeträgen für 
Beiträge der Höherversicherung bestehen, nicht zu 
berücksichtigen. 


§ 7 

(1) Die Witwen- und die Witwerzusatzrente be- 
tragen sechs Zehntel der nach § 4 Abs. 1 und § 6 
berechneten Zusatzrente des Versicherten. § 1268 
Abs. 4 und 5, § 1270 Abs. 1 und § 1271 der Reichs- 
versicherungsordnung gelten entsprechend. 

(2) Die Zusatzrente beträgt bei Halbwaisen ein 
Zehntel, bei Vollwaisen ein Fünftel der nach § 4 
Abs. 1 und § 6 berechneten Zusatzrente des Ver- 
sicherten. 


§ 8 

(1) Hat sich die allgemeine Bemessungsgrund- 
lage für die Zusatzrenten (§ 4) seit der letzten 
Erhöhung der laufenden Zusatzrenten in jedem von 
zwei aufeinanderfolgenden Jahren erhöht, können 
die Zusatzrenten durch Rechtsverordnung der Bun- 
desregierung mit Zustimmung des Bundesrates an- 
gepaßt werden. Ausgenommen sind die Zusatz- 
renten, die auf Versicherungsfällen des vorher- 
gehenden Jahres beruhen. Dabei sind die Entwick- 
lung der Löhne, Gehälter und Zusatzrenten, die 
langfristige Finanzlage der hüttenknappschaftlichen 
Zusatzversicherung und die Einhaltung eines an- 
gemessenen Abstandes der Summe der Leistungen 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung und der 
hüttenknappschaftlichen Zusatzversicherung von 


§5 

unverändert 


§6 

unverändert 


§7 

unverändert 


§8 

unverändert 
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dem Arbeitseinkommen eines vergleichbaren Ver- 
sicherten zu berücksichtigen. Die Anpassung darf 
nicht über die Anpassungssätze hinausgehen, die 
für die laufenden Renten der Rentenversicherung 
der Arbeiter für die gleichen Zeiträume gesetzlich 
festgelegt sind. 

(2) Der Vorstand des Versicherungsträgers hat 
jeweils zum Ende eines jeden zweiten Kalender- 
jahres nach Anhörung eines von der Vertreter- 
versammlung gewählten Ausschusses Vorschläge 
für die Anpassung der Zusatzrenten zu machen. 

(3) Der Ausschuß setzt sich aus je drei Vertre- 
tern der Versicherten und der Arbeitgeber der in 
§ 1 genannten Unternehmen zusammen. 


§ 9 

Hat ein Berechtigter bei Eintritt des Versiche- 
rungsfalles nur einen Anspruch auf eine Zusatz- 
rente, die 1,5 vom Hundert der Beitragsbemessungs- 
grenze nicht überschreitet, ist er mit einem Kapital 
abzufinden, das dem Wert der ihm zustehenden 
Zusatzrente entspricht. Der Kapitalwert wird nach 
der nach § 1295 der Reichsversicherungsordnung 
erlassenen Rechtsverordnung berechnet. 


§ 10 

(1) §§ 1276, 1277, 1287 Abs. 1, §§ 1288, 1289, 
1291 bis 1294, 1297, 1299 bis 1302, 1315 bis 1323 
der Reichsversicherungsordnung gelten entspre- 
chend. 

(2) Wird die Rente aus der gesetzlichen Renten- 
versicherung entzogen, fällt die Zusatzrente zum 
gleichen Zeitpunkt weg. Der Berechtigte ist ver- 
pflichtet, die Entziehung der Rente dem Versiche- 
rungsträger unverzüglich mitzuteilen. 

(3) § 1290 der Reichsversicherungsordnung gilt 
mit der Maßgabe, daß Absatz 2 keine Anwendung 
findet, wenn der Antrag auf Zusatzrente spätestens 
bis zum Ablauf von einem Monat nach Feststellung 
der Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
gestellt wird; in diesem Fall beginnt die Zusatz- 
rente mit der Rente aus der gesetzlichen Renten- 
versicherung. 

(4) Entfällt die Versicherungspflicht in der 
hüttenknappschaftlichen Zusatzversicherung, ohne 
daß die besondere Wartezeit nach § 3 Abs. 3 Satz 1 
erfüllt ist, ist dem Versicherten auf Antrag die 
Hälfte der für die Zeit nach dem 19. November 
1947 entrichteten Beiträge zu erstatten. § 1303 
Abs. 1 Sätze 3 und 4, Abs. 3, 4, 6 und 7 der Reichs- 
versicherungsordnung gilt entsprechend. Der Bei- 
tragserstattung steht nicht entgegen, daß sich der 
Berechtigte im Ausland aufhält. 


§9 

unverändert 


§ 10 

unverändert 
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DRITTER ABSCHNITT 
Aufbringung der Mittel 


DRITTER ABSCHNITT 
Aufbringung der Mittel 


§ 11 § 11 

(1) Die Mittel für die Ausgaben der hütten- unverändert 

knappschaftlichen Zusatzversicherung werden durch 

Beiträge der Versicherten und der Arbeitgeber so- 
wie durch einen jährlichen Zuschuß des Bundes in 
Höhe von 6 Millionen Deutsche Mark aufgebracht. 

(2) Der Versicherungsträger hat die Einnahmen, 
die Ausgaben und das Vermögen nach den letzten 
Ermittlungen der Zahl der Pflichtversicherten und 
der Zahl der Rentner für die künftigen 15 Kalender- 
jahre vorauszuschätzen und jährlich fortzuschreiben, 

(3) § 1383 a Abs, 1 und § 1384 der Reichsver- 
sicherungsordnung gelten entsprechend. 


§ 12 § 12 

(1) Der Beitragssatz für die Pflichtversicherten unverän 

der hüttenknappschaftlichen Zusatzversicherung be- 
trägt 4,5 vom Hundert des Bruttoarbeitsentgelts 

(§ 160 der Reichsversicherungsordnung) aus der die 
Versicherungspflicht begründenden Beschäftigung, 
soweit es die Beitragsbemessungsgrenze (Absatz 2) 
nicht überschreitet. 

(2) Beitragsbemessungsgrenze ist für Jahres- 
bezüge die Hälfte der Beitragsbemessungsgrenze 
nach § 1385 Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung. 

(3) Unterschreitet die Rücklage (Bar- und Anlage- 
vermögen ohne Verwaltungsvermögen) jeweils am 
Ende von mindestens vier aufeinanderfolgenden 
Kalenderjahren die Aufwendungen für vier Kalen- 
derjahre zu Lasten der hüttenknappschaftlichen 
Zusatzversicherung, jeweils berechnet aus den ent- 
sprechenden Aufwendungen im vorauf gegangenen 
Kalenderjahr, hat die Bundesregierung den Bei- 
tragssatz durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates so festzusetzen, daß die Rücklage 
vom Kalenderjahr der Unters chreitung an den ent- 
sprechenden Aufwendungen für vier Kalenderjahre 
gleichkommt. 

(4) Die Pflichtbeiträge sind von dem Versicher- 
ten und dem Arbeitgeber je zur Hälfte zu tragen, 
jedoch vom Arbeitgeber allein, wenn das monat- 
liche Bruttoarbeitsentgelt des Versicherten ein 
Zehntel der Beitragsbemessungsgrenze (Absatz 2) 
nicht übersteigt. 

(5) Freiwillig Versicherte (§ 2) können nur die 
jeweils höchsten Beiträge für die Pflichtversiche- 
rung entrichten. Ein freiwilliger Beitrag kann nur 
neben einem mindestens gleich hohen Beitrag zur 
Rentenversicherung der Arbeiter oder zur Renten- 
versicherung der Angestellten oder zur knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung entrichtet werden. 
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§ 13 

(1) Für die Entrichtung der Beiträge durch den 
Arbeitgeber gelten §§ 1396 bis 1398, 1400 der 
Reichsversicherungsordnung entsprechend. 

(2) Der Versicherungsträger zieht die Beiträge 
zur hüttenknappschaftlichen Zusatzversicherung 
unmittelbar ein. 

(3) Für jeden Kalendermonat kann nur ein Bei- 
trag zur freiwilligen Versicherung (§ 2) durch Ein- 
zahlung an den Versicherungsträger entrichtet 
werden. 

(4) Zum Nachweis der Beitragsentrichtung dient 
die Beitragsnachweiskarte. 

(5) Die Beitragsnachweiskarte wird für Pflicht- 
versicherte vom Arbeitgeber, für freiwillig Ver- 
sicherte vom Versicherungsträger ausgestellt und 
umgetauscht. Sie ist umzutauschen, wenn die für 
die Entgeltsbescheinigungen vorgesehenen Felder 
gefüllt sind oder der Versicherungspflichtige aus 
der Beschäftigung, welche die Versicherungspflicht 
begründete, ausscheidet. Die Durchschrift der um- 
getauschten Beitragsnachweiskarte erhält der Ver- 
sicherte als Beitragsbescheinigung. Die umgetausch- 
ten Beitragsnachweiskarten sind dem Versiche- 
rungsträger zur Aufbewahrung zu übersenden. 

(6) § 1401 Abs. 1 bis 3 a, §§ 1401a, 1416, 1418 
bis 1420, 1422 bis 1431 der Reichsversicherungs- 
ordnung gelten entsprechend. 


VIERTER ABSCHNITT 

Träger der Zusatzversicherung, Rechtsweg, 
sonstige Vorschriften 

§ 14 

(1) Träger der hüttenknappschaftlichen Zusatz- 
versicherung ist die Landesversicherungsanstalt für 
das Saarland. Diese hat die Versicherung in einer 
besonderen Abteilung durchzuführen, welche die 
Bezeichnung „Hüttenknappschaftliche Zusatzver- 
sicherung" trägt. 

(2) Die Einnahmen und die Ausgaben der hütten- 
knappschaftlichen Zusatzversicherung sind geson- 
dert nachzuweisen, das Vermögen ist als Sonder- 
vermögen zu verwalten. Die Haftung des Ver- 
sicherungsträgers für Verbindlichkeiten aus der 
hüttenknappschaftlichen Zusatzversicherung ist auf 
das Sondervermögen beschränkt; dieses haftet nicht 
für Verbindlichkeiten der Landesversicherungs- 
anstalt für das Saarland als Träger der Renten- 
versicherung der Arbeiter. 

§ 15 

öffentlich-rechtliche Streitigkeiten in Angelegen- 
heiten dieses Gesetzes sind Streitigkeiten in An- 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 
§ 13 

unverändert 


VIERTER ABSCHNITT 

Träger der Zusatzversicherung, Rechtsweg, 
sonstige Vorschriften 

§ 14 

unverändert 


§ 15 

unverändert 


10 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI 72884 


Entwurf Beschlüsse des 10. Ausschusses 

gelegenheiten der Sozialversicherung. Soweit das 
Sozialgeriditsgesetz für die einzelnen Zweige der 
Sozialversicherung besondere Vorschriften enthält, 
gelten die Vorschriften für die Rentenversicherung 
der Arbeiter. 


§ 16 § 16 

(1) Für die Antragstellung und die Feststellung unverändert 

der Leistungen gelten die für die Rentenversiche- 
rung der Arbeiter maßgebenden Vorschriften ent- 
sprechend. 

(2) Soweit dieses Gesetz nichts anderes vor- 
schreibt, finden die für die Rentenversicherung der 
Arbeiter geltenden Vorschriften des Ersten und 
Fünften Buches der Reichsversicherungsordnung 
entsprechende Anwendung. 


FÜNFTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußvorschriften 


FÜNFTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußvorschriften 


§ 17 

(1) Personen, die nach den bis zum Inkrafttreten 
des Ersten Abschnittes dieses Gesetzes geltenden 
Vorschriften von der Versicherungspflicht befreit 
waren, bleiben befreit. 

(2) Bei Angestellten, die vor Inkrafttreten des 
Ersten Abschnittes dieses Gesetzes in den in § 1 
Abs. 1 genannten Unternehmen beschäftigt waren 
und auf Grund dieses Gesetzes versicherungs- 
pflichtig werden, kann der Arbeitgeber auch den 
sonst auf ihn entfallenden Beitragsanteil bei der 
Gehaltszahlung von ihrem Bargehalt abziehen. Die 
genannten Angestellten sind von der Versicherungs- 
pflicht zu befreien, wenn sie die Befreiung inner- 
halb von sechs Monaten nach Inkrafttreten des 
Ersten Abschnittes dieses Gesetzes bei dem Ver- 
sicherungsträger beantragen; die Befreiung erfolgt 
mit Wirkung vom Inkrafttreten des Ersten Ab- 
schnittes dieses Gesetzes an. 

(3) Wer bis zum Inkrafttreten des Ersten Ab- 
schnittes dieses Gesetzes von dem Recht der frei- 
willigen Versicherung Gebrauch gemacht hat, kann 
die Versicherung freiwillig fortsetzen, auch wenn 
die Voraussetzungen des § 2 Satz 1 nicht vorliegen. 


§ 17 

unverändert 


§ 18 

(1) Ist die Versicherungspflicht in der hütten- 
knappschaftlichen Pensionsversicherung vor dem 
1. Januar 1971 entfallen, ohne daß die besondere 
Wartezeit nach § 3 Abs. 3 Satz 1 erfüllt ist, gilt 
§ 10 Abs. 4. 

(2) Für Versicherte, die vor dem 1. Januar 1971 
geheiratet haben, sind für die Beitragserstattung 
infolge Heirat die bis zum 31. Dezember 1970 gel- 
tenden Vorschriften anzuwenden, wenn der Antrag 


§ 18 

unverändert 
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bis spätestens zum letzten Tag des auf die Ver- 
kündung dieses Gesetzes folgenden Kalendermonats 
gestellt wird. Die Erstattung erstreckt sich nur auf 
Beiträge, die für Zeiten bis zum 31. Dezember 1970 
entrichtet sind. 

(3) Zeiten, die bei Eintritt des Versicherungs- 
falles im Zeitpunkt der Verkündung dieses Gesetzes 
nach den bisher geltenden Vorschriften (§ 31 a des 
Zweiten Gesetzes über die Neuordnung der hütten- 
knappschaftlichen Pensionsversicherung im Saarland 
vom 7. November 1952 in der Fassung des § 4 des 
Ersten Gesetzes zur Änderung des Zweiten Gesetzes 
über die Neuordnung der hüttenknappschaftlichen 
Pensionsversicherung im Saarland vom 27. Januar 
1955 — Amtsblatt des Saarlandes, S. 173 — ) an- 
rechenbar waren, sind auch weiterhin anzurechnen. 

§ 4 Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden. 

(4) Für Zeiten vom 1. Januar 1971 an bis zum 
Inkrafttreten des § 12 Abs. 2 gilt als der Beitrags- 
bemessung zu Grunde liegendes Arbeitsentgelt des 
Versicherten im Sinne des § 4 Abs. 2 das vom Ver- 
sicherten tatsächlich verdiente Bruttoarbeitsentgelt 
bis 950 DM im Monat. Die Eintragungen in der 
Beitragsnachweiskarte sind für die in Satz 1 ge- 
nannte Zeit entsprechend zu ergänzen. 


§ 19 § 19 

(1) Für Pensionen aus Versicherungsfällen vor unverändert 

dem 1. Januar 1971 sind die bis zu diesem Zeit- 
punkt geltenden Vorschriften maßgebend. Hat ein 

Berechtigter am 31. Dezember 1970 einen Anspruch 
auf eine Pension, die 1,5 vom Hundert der für das 
Jahr 1971 geltenden Beitragsbemessungsgrenze nicht 
überschreitet, gilt § 9. 

(2) Die Steigerungsbeträge in den übrigen Pen- 
sionen, die nach dem bis zum 31. Dezember 1970 
geltenden Recht festgestellt sind oder noch fest- 
gestellt werden, sind für Bezugszeiten vom 1. Ja- 
nuar 1971 an um 10 vom Hundert zu erhöhen. Der 
sich ergebende Betrag ist die neue Zusatzrente; sie 
wird auf 10 Deutsche Pfennig nach oben abgerundet. 

Außer dem Steigerungsbetrag werden sonstige 
Rentenbestandteile nicht gewährt. Ergibt die Um- 
stellung keinen höheren als den bisherigen Zahl- 
betrag, ist dieser weiterzuzahlen. 

(3) Artikel 2 §§ 26 und 27 des Arbeiterrenten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes vom 23. Fe- 
bruar 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 45) gilt ent- 
sprechend. 


§ 20 § 20 

(1) Für Arbeitnehmer eines Unternehmens, die (1) unverändert 
bei Inkrafttreten des Ersten Abschnittes dieses Ge- 
setzes nach § 1 Abs. 1 und 2 pflichtversichert sind 
oder es künftig werden, können innerhalb eines 
Jahres nach Inkrafttreten des Ersten Abschnittes 
dieses Gesetzes oder vom Beginn der Versicherungs- 
pflicht nach § 1 Abs. 2 an für die Zeit vom 1. Ja- 
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nuar 1952 an, in der sie vor Beginn der Pflicht- 
versicherung in der hüttenknappschaftlichen Zusatz- 
versicherung in den in § 1 Abs. 1 und 2 genannten 
Unternehmen beschäftigt waren, Beiträge nach- 
entrichtet werden. Nachentrichtete Beiträge gelten 
für die Wartezeit und die Berechnung der Zusatz- 
renten als rechtzeitig entrichtete Pflichtbeiträge. Der 
Berechnung der Beiträge ist der Beitragssatz zu- 
grunde zu legen, der am Tage des Inkrafttretens 
des § 12 Abs. 1 oder bei späterem Beginn der Ver- 
sicherungspflicht nach § 1 Abs. 2 zu diesem Zeit- 
punkt gilt; der Beitrag ist nach dem Entgelt zu ent- 
richten, das der Beitragsbemessungsgrenze (§ 12 
Abs. 2) zu dem angegebenen Zeitpunkt entspricht. 

(2) überträgt eine Werkspensionskasse oder 
eine betriebliche Versorgungseinrichtung anderer 
Art der hüttenknappschaftlichen Zusatzversicherung 
das vorhandene Vermögen und reicht dieses Ver- 
mögen aus, um 

a) die entstandenen satzungsmäßigen Versorgungs- 
verpflichtungen und die erworbenen Anwart- 
schaften nach versicherungsmathematischen 
Grundsätzen zu decken, und 

b) mindestens den Betrag zu erreichen, der für eine 
Nachentrichtung von Beiträgen für die zu über- 
nehmenden Zeiten in Anwendung des Absatzes 1 
Satz 3 erforderlich ist, 

hat die hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung 
die entstandenen satzungsmäßigen Versorgungs- 
verpflichtungen und die erworbenen Anwartschaften 
zu übernehmen, wenn die Arbeitnehmer auf Antrag 
nach § 1 Abs. 2 pflichtversichert werden. 

(3) Bei der Berechnung von Leistungen für nach 

Absatz 1 nachentrichtete Beiträge und nach Absatz 2 
übernommene Anwartschaften ist höchstens die je- 
weils geltende Beitragsbemessungsgrenze (§ 12 

Abs. 2) zugrunde zu legen, die für Zeiten, für die 
Beiträge gezahlt sind, oder die für Zeiten über- 
nommener Anwartschaften gilt. 

(4) Nach Absatz 2 übernommene laufende Lei- 
stungen sind nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
neu festzustellen. Soweit Renten bisher gewährt 
werden, die in diesem Gesetz nicht vorgesehen sind 
oder welche die in diesem Gesetz vorgesehenen 
Leistungen übersteigen, werden sie mindestens in 
der bisherigen Höhe weitergewährt. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 


Absatz 2 entfällt 


(3) Bei der Berechnung von Leistungen für nach 
Absatz 1 nachentrichtete Beiträge ist die jeweils 
geltende Beitragsbemessungsgrenze (§ 12 Abs. 2) 
zugrunde zu legen, die für Zeiten, für die Beiträge 
gezahlt sind, gilt. 


Absatz 4 entfällt 


§ 20 a 

(1) überträgt eine Werkspensionskasse oder eine 
betriebliche Versorgungseinrichtung anderer Art der 
hüttenknappschaftlichen Zusatzversicherung das nach 
Maßgabe der Sätze 2 und 3 erforderliche Vermögen, 
hat die hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung 
die Versorgungs Verpflichtungen und die Anwart- 
schaften nach den Vorschriften dieses Gesetzes zu 
übernehmen, wenn die Arbeitnehmer nach § 1 Abs. 2 
pflichtversichert werden. Der hüttenknappschaftli- 
chen Zusatzversicherung sind zu übertragen 
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a) für die zu übernehmenden Leistungen 

die hierfür nach versicherungsmathematischen 
Grundsätzen berechnete Kapitalabdeckung, 

b) für die zu übernehmenden Anwartschaften 

der Teil der nach versicherungsmathematischen 
Grundsätzen für entsprechende Anwartschaften 
in der hüttenknappschaftlichen Zusatzversiche- 
rung berechneten Kapitaldeckung, der dem Ver- 
hältnis entspricht, in dem der Kapitalwert der 
gesamten Anwartschaften der hüttenknapp- 
schaftlichen Zusatzversicherung zu deren Rest- 
vermögen am 1. Januar des Übernahmejahres 
steht; Restvermögen der hüttenknappschaftlichen 
Zusatz Versicherung ist das Vermögen am 1. Ja- 
nuar des Übernahmejahres 

zuzüglidi 

des Barwertes des Bundeszuschusses, der der 
hüttenknappschaftlichen Zusatzversicherung vom 
1. Januar des Übernahme jahres an für 15 Kalen- 
derjahre mit einer der Berechnung der Kapital- 
deckung zugrunde gelegten Verzinsung zufließt, 

abzüglich 

der nach versicherungsmathematischen Grund- 
sätzen berechneten Kapitaldeckung für die lau- 
fenden Zusatzrenten. 

Das zu übertragende Vermögen darf 60 v. H. des 
Deckungskapitals für die zu übernehmenden Lei- 
stungen und Anwartschaften nicht unterschreiten. 

(2) Die Übertragung des Vermögens kann bar, 
in Wertpapieren oder in sonstigen Vermögensge- 
genständen erfolgen. Die Übereignung von Wert- 
papieren ist von der Börsenumsatzsteuer frei. Ge- 
richtsgebühren und andere Abgaben aus Anlaß der 
Übertragung von Vermögen werden nicht erhoben; 
bare Auslagen bleiben außer Ansatz. 

(3) Nach Absatz 1 übernommene laufende Leistun- 
gen sind neu festzustellen. 


§ 21 § 21 

Soweit in diesen oder anderen Vorschriften auf unverändert 

Bestimmungen verwiesen wird oder Bezeichnungen 
verwendet werden, die durch dieses Gesetz auf- 
gehoben oder geändert werden, treten an ihre 
Stelle die entsprechenden Vorschriften oder Be- 
zeichnungen dieses Gesetzes. 


§ 22 


§22 


Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 unverändert 

des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. IS. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 
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§ 23 § 23 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Ja- unverändert 

nuar 1971 in Kraft. Der Erste Abschnitt, § 12 
Abs. 1, 2, 4 und 5 und § 13 treten am ersten Tage 
des auf die Verkündung dieses Gesetzes folgenden 
Monats in Kraft. Zu diesen Zeitpunkten treten alle 
entgegenstehenden oder gleichlautenden Vorschrif- 
ten außer Kraft, insbesondere 

1. das Gesetz Nr. 356 — Zweites Gesetz über die 
Neuordnung der hüttenknappschaftlichen Pen- 
sionsversicherung im Saarland — vom 7. No- 
vember 1952 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1046); 

2. das Gesetz Nr. 452 — • Erstes Gesetz zur Än- 
derung des Gesetzes Nr, 356 „Zweites Gesetz 
über die Neuordnung der hüttenknappschaft- 
lichen Pensionsversicherung im Saarland" vom 
7. November 1952 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 1046) — vom 27. Januar 1955 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 173); 

3. das Gesetz Nr. 677 über weitere Änderungen 
in der hüttenknappschaftlichen Pensionsversiche- 
rung des Saarlandes vom 27. Juni 1959 (Ämts- 
blatt des Saarlandes S. 1074); 

4. das Gesetz über Leistungsverbesserungen in der 
hüttenknappschaftlichen Pensionsversicherung 
im Saarland vom 6. September 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1087); 

5. § 34 des Sozialversicherungs-Organisations- 

gesetzes Saar vom 28. März 1960 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 194); 

6. § 17 Nr. 1 des Ersten Überleitungsgesetzes vom 
28. November 1950 (Bundesgesetzbl. I S. 773) in 
der Fassung des Fünften Überleitungsgesetzes 
vom 30. Juni 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 335). 


15 



